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§ 118 BO 14.12.2023


§ 118 Bauordnung für Wien (BO), Inkrafttreten am 14.12.2023
Mit der Bauordnungsnovelle 2023 wurden Änderungen und Erweiterungen aufgenommen. 
In diesem Leitfaden wird die Anwendung des § 118 BO erläutert.
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[bookmark: _Toc197238698][bookmark: _Toc197239497][bookmark: _Toc161376532]Hocheffiziente alternative Systeme
[bookmark: _Toc197238699][bookmark: _Toc197239498][bookmark: _Toc161376533]Erfordernis
Bei folgenden Bauvorhaben von konditionierten Gebäude(teilen) müssen hocheffiziente alternative Systeme eingesetzt werden, sofern dies technisch, ökologisch und wirtschaftlich realisierbar ist:
· Neubauten
· Zubauten
· Umbauten
· Größere Renovierungen
(Änderungen und Instandsetzungen von mindestens 25 vH der Oberfläche der Gebäudehülle)
· Änderungen am gebäudetechnischen System für Wärmeversorgung
In den durch die Energieraumpläne festgelegten Klimaschutz-Gebieten (https://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/energie/erp/aktuell.html) müssen bei Neubauten hocheffiziente alternative Systeme eingesetzt werden. Die Klimaschutz-Gebiete sind zusätzlich im WUKS Energieausweis Gebäudeinfo-Plan ausgewiesen (https://www.wien.gv.at/wukseagis/public/).
Wie in der OIB-Richtlinie 6 festgelegt, muss jede Maßnahme der Einzelbauteilsanierung oder Änderung am gebäudetechnischen System die Anforderungen an Größere Renovierungen erfüllen. Dementsprechend müssen zusätzlich zu den angeführten Bauverfahren Einzelbauteilsanierungen einem Sanierungskonzept folgen oder die für die Erreichung der Zielsetzung einen solchen erforderlichen Mindest-Wärmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) einhalten – aktuell eine Unterschreitung um 24% der Anforderungswerte an die U-Werte gemäß OIB-Richtlinie 6.
Maßnahmen der Einzelbauteilsanierung oder Änderungen am gebäudetechnischen System sind durch die Eigentümer*innen eines Bauwerks zu dokumentieren. Wenn für das Bauwerk ein Bauwerksbuch angelegt ist, hat die Dokumentation im Bauwerksbuch zu erfolgen.
rechtliche Grundlage:	§ 118 Abs. 3 BO
Mit in Kraft treten des Erneuerbare-Wärme-Gesetz (EWG) auf Bundesebene ist seit 28.02.2024 zusätzlich die Errichtung von Anlagen mit fossilen Brennstoffen oder nicht qualitätsgesicherter Fernwärme zur Wärmebereitstellung für neue Baulichkeiten unzulässig. Hierbei wird auf die Definition unter § 2 Abs. 1 EWG zu „neue Baulichkeiten“ verwiesen: „die Errichtung von neuen Gebäuden und von Gebäuden, bei denen nach Abtragung bestehender baulicher Anlagen alte Fundamente oder die bestehenden tragenden Außenbauteile ganz oder teilweise wieder benützt werden.“
Somit ist die Errichtung von Anlagen mit fossilen Brennstoffen oder nicht qualitätsgesicherter Fernwärme zur Wärmebereitstellung für Neubauten verboten.
rechtliche Grundlage:	Bundesgesetz über die erneuerbare Wärmebereitstellung in neuen Baulichkeiten 
	(Erneuerbare-Wärme-Gesetz – EWG)



[bookmark: _Toc161376534]Realisierbarkeit
Hocheffiziente alternative Systeme sind unter Berücksichtigung der Bedingungen der OIB-Richtlinie 6 jedenfalls:
· dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus erneuerbaren Quellen
· Kraft-Wärme-Kopplung
· Fern-/Nahwärme oder Fern-/Nahkälte, insbesondere, wenn sie ganz oder teilweise auf Energie aus erneuerbaren Quellen beruht oder aus hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen stammt
· Wärmepumpen
Im Bauverfahren ist die Erklärung zu § 118 BO als Nachweis, dass die technische, ökologische und wirtschaftliche Einsetzbarkeit hocheffizienter alternativer Systeme berücksichtigt wird, vorzulegen.
Gegebenenfalls kann aufgrund der dargestellten Haustechnik (z.B. Mischsysteme) im Energieausweis ein rechnerischer Nachweis bezüglich der Bedingungen der OIB-Richtlinie 6 an das hocheffiziente alternative System vorzulegen sein.
[bookmark: _Toc161376535]NICHT-Realisierbarkeit
Sofern der Einsatz hocheffizienter alternativer Systeme technisch, ökologisch und wirtschaftlich nicht realisierbar ist, ist dies schlüssig und nachvollziehbar darzulegen. Dabei können u.a. folgende Gründe nach dem Ausschlussprinzip in der u.a. Reihenfolge angeführt werden.
· Technische Gründe
· Ökologische Gründe
· Wirtschaftliche Gründe
[bookmark: _Toc197238700][bookmark: _Toc197239499][bookmark: _Toc155694783]Die Alternativenprüfung ist dem Bauakt mit der Erklärung zu § 118 BO anzufügen.
Ein fossiler Energieträger darf nur dann zur Anwendung kommen, wenn das auf ihm basierende System einen Kapitalwert für 30 Jahre aufweist, der unter Hinzurechnung der Planungskosten für ein hocheffizientes alternatives System und die Umplanungskosten zu diesem System um mindestens 15% günstiger ist, als das günstigste hocheffiziente alternative System.
Zusätzlich ist eine der folgenden Bedingungen zu erfüllen und nachzuweisen:
· Anforderung gemäß OIB-Richtlinie 6, Pkt. 5.2.3 a)
· „20%-Varianten“ gemäß OIB-Richtlinie 6, Pkt. 5.2.3 c)
· „5%-Verringerung“ gemäß OIB-Richtlinie 6, Pkt. 5.2.3 c)
In folgenden Fällen ist die Vorlage einer Alternativenprüfung nicht erforderlich:
· bestehendes System bei Größerer Renovierung, welches nicht verändert oder ersetzt wird
· bestehendes zentrales System bei Zubau
Der Nachweis über die ausreichende Dimensionierung der bestehenden zentralen Haustechnik ist der Erklärung zu 
§ 118 BO beizulegen.

[bookmark: _Toc161376536]Technische Gründe
Mögliche technische Gründe sind
· unzumutbare, nicht abstellbare Störgeräusche durch Ventilatoren einer Wärmepumpe
· unzumutbare Verwendung von Tiefensonden oder Flachkollektoren in Verbindung mit dem Einsatz einer Wärmepumpe auf Basis des Umweltgut/Erdwärmepotentialkatasters
· fehlende Fläche, Position und Ausrichtung zur Errichtung von thermischen Solarzellen
· mangelnde Zulieferungs- oder Lagerungsmöglichkeiten für biogener Brennstoffe
· keine Möglichkeit eines Fernwärmeanschlusses
Hinsichtlich der technischen Gründe ist eine nachvollziehbare und schlüssige Nachweisführung vorzulegen.
Eine entsprechende Nachweisführung z.B. aus schalltechnischen Gründen hat mindestens folgende Unterlagen zu umfassen:
· Angaben zur konditionierten Brutto-Grundfläche (BGF), Nutzungsarten und Nutzungseinheiten 
· Darstellung der Situierung des Bauvorhabens auf dem Baugrund mit Nachbarsgrenzen mit dem Ziel des Nachweises, den maximal zulässigen Lärmpegel günstig zu unterschreiten
· Lärmkarte (Umweltgut, Solarpotenzialkataster etc.) mit Angabe der Lage des Bauvorhabens
· Darstellung der Situierung der technischen Anlage auf dem Bauplatz
· Technische Daten der Anlage unter Anführung der erforderlichen Heizlastberechnung und anderen Kriterien, die an die Anlage gestellt werden
· Berücksichtigung diverser baulicher Mindestlärmschutzmaßnahmen zur Reduktion der Schallbelastung
· nachvollziehbare Berechnung für jeden der oben angeführten Punkte
· je nach Projekt zusätzliche ergänzende Unterlagen
[bookmark: _Toc155694784][bookmark: _Toc161376537]Ökologische Gründe
Mögliche ökologische Gründe sind
· massive Auswirkungen auf den Grundwasserspiegel in Verbindung mit dem Einsatz einer Wärmepumpe
· erhöhte bzw. unzumutbare Feinstaubbelastung in Verbindung mit Energie aus erneuerbarer Quelle 
(z.B. Biomasse)
· § 1 Abs. 1 des Immissionsschutzgesetzes – Luft (IG-L), BGBl. I Nr. 115/1997 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 58/2017, sofern eine entsprechende Stellungnahme der Magistratsabteilung 22 vorliegt
Hinsichtlich der ökologischen Gründe ist eine nachvollziehbare und schlüssige Nachweisführung vorzulegen.
[bookmark: _Toc155694785]

[bookmark: _Toc161376538]Wirtschaftliche Gründe
Hinsichtlich der wirtschaftlichen Gründe ist eine nachvollziehbare und schlüssige Nachweisführung vorzulegen. Eine verbale Begründung ist nicht ausreichend.
Als Unterstützung steht das Schulungs-Tool (Excel Datei) unter https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/planen/richtlinien/rl-bauphysik.html zur Verfügung, das eine prinzipielle Anleitung gibt, wie wirtschaftlichkeitsbasierte Lebenszyklusteilkosten zu ermitteln sind. Kommerzielle Programme, die den Rahmenbedingungen der Berechnung entsprechen, dürfen ebenfalls herangezogen werden.
Hinsichtlich der wirtschaftlichen Gründe hat der Nachweis wie folgt geführt zu werden, wobei für die Kosten die Werte aus dem aktuell gültigem OIB-Dokument zum Nachweis der Kostenoptimalität (www.oib.or.at) heranzuziehen sind:
1.1.1.1 [bookmark: _Toc197239500][bookmark: _Toc155694786][bookmark: _Toc161376539]Investitionskosten
Allfällige abweichende Kosten der Wärmebereitstellungssysteme zu den ermittelten Kostenspannen gemäß dem aktuell gültigem OIB-Dokument zum Nachweis der Kostenoptimalität sind nachvollziehbar darzustellen (z.B. durch ein beiliegendes Angebot einer hierfür geeigneten Firma oder einer dokumentierten Preisauskunft).
Allfällige Investitionskosten im Zusammenhang mit verpflichtenden Zusatzeinrichtungen bei Verwendung fossiler Energieträger sind zu berücksichtigen!
1.1.1.2 [bookmark: _Toc155694787][bookmark: _Toc161376540]Verbrauchskosten
Sämtlichen energiebezogenen Verbrauchskosten hat eine nachvollziehbare Kostenermittlung zugrunde zu liegen, die sowohl Grundpreise als auch Arbeitspreise differenziert auf Basis der Ergebnisse der Energieausweiserstellung zum Inhalt hat; für sämtliche Kostenbestandteile sind die Datengrundlagen darzustellen.
Allfällige erneuerbare Erträge vor Ort aus verpflichtend errichteten Quellen sind nicht zu berücksichtigen!
1.1.1.3 [bookmark: _Toc155694788][bookmark: _Toc161376541]Betriebskosten
Allfällige abweichende Kosten der Wartung zu den ermittelten Kostenspannen gemäß dem aktuell gültigem OIB-Dokument zum Nachweis der Kostenoptimalität sind nachvollziehbar darzustellen.
Allfällige Betriebskosten im Zusammenhang mit erneuerbaren Erträgen vor Ort aus verpflichtend errichteten Quellen sind zu berücksichtigen!
[bookmark: _Toc155694789][bookmark: _Toc161376542]

1.1.1.4 Gesonderte Erfassung zusätzlicher Kostengruppenbestandteile für alle durch den Wirtschaftlichkeitsnachweis behandelten nicht hocheffizienten alternativen Varianten
Sämtliche allfällige Planungskosten und Umplanungskosten sind jeder nicht hocheffizienten, alternativen Systemlösung hinzuzurechnen.
Allfällige Entsorgungskosten des Systems im Zeitraum zwischen 2040 und 2050 sind im Falle des Einsatzes fossiler Energieträger hinzuzurechnen.
1.1.1.5 [bookmark: _Toc155694790][bookmark: _Toc161376543]Preissteigerungsrate
Für alle Kosten hat eine Preissteigerungsrate von 3,00 % p.a. angenommen zu werden. Sämtliche Steuern sind zu berücksichtigen. Für die Emissionen aus fossilen Energieträgern sind fiktive Zusatzkosten in der Höhe von 100 €/t (ebenfalls mit 3,00 % p.a. Preissteigerungsrate) zu berücksichtigen.
1.1.1.6 [bookmark: _Toc155694791][bookmark: _Toc161376544]Diskontsatz
Als Diskontsatz sind 2,38 % p.a. anzuwenden.


[bookmark: _Toc161376545]Solare Energieträger oder 
andere technische Systeme
[bookmark: _Toc161376546]Erfordernis
Die Berechnung der erforderlichen Spitzenleistung bezieht sich auf die einzelnen Nutzungen laut Punkt 3 der OIB-Richtlinie 6 (Wohn-Nutzung, Nichtwohn-Nutzung) auf der Liegenschaft.
Bei folgenden Bauvorhaben gilt der verpflichtende Einsatz:
· Wohn-Nutzung ab 150 m² BGF: Neubauten und Zubauten
· Nichtwohn-Nutzung ab 100 m² BGF: Neubauten und Zubauten
Die gesetzlich verpflichtende PV-Anlage (solarer Energieträger) oder ein anderes technisches System zur Nutzung umweltschonender Energieträger mit gleicher Leistung darf nicht zur Erfüllung von folgenden Verpflichtungen herangezogen werden:
· Einsatz hocheffizienter alternativer Systeme (§ 118 Abs. 3 BO)
· Anforderungen der OIB-Richtlinie 6 (Bestimmungen der Wiener Bautechnikverordnung)
Dementsprechend darf die gesetzlich verpflichtende PV-Anlage (solarer Energieträger) oder ein anderes technisches System zur Nutzung umweltschonender Energieträger mit gleicher Leistung NICHT im Energieausweis für ein Bauverfahren dargestellt werden. Nur eine PV-Anlage abseits der gesetzlichen Verpflichtung gemäß § 118 Abs. 3b BO (z.B. zusätzliche freiwillige PV-Anlage) darf im Energieausweis für ein Bauverfahren abgebildet werden.
In Energieausweisen außerhalb eines Bauverfahrens (u.a. nach Fertigstellung zur In-Bestand-Gabe) kann die gesetzlich verpflichtende PV-Anlage (solarer Energieträger) dargestellt werden, wenn gemäß OIB-Richtlinie 6 die Nutzung des PV-Ertrages dem betrachteten Gebäude zuzurechnen ist.
rechtliche Grundlage:	§ 118 Abs. 3b BO
Die gesetzlich verpflichtende PV-Anlage (solarer Energieträger) oder ein anderes technisches System zur Nutzung umweltschonender Energieträger mit gleicher Leistung ist mit Standort der Anlage, deren Aufstellfläche sowie Leistung (kWp) in den Einreichunterlagen darzustellen.
rechtliche Grundlage:	§ 63 Abs. 6 BO
[bookmark: _Toc161376547]Umsetzung
Die Erfüllung der Verpflichtung kann auch durch eine Kombination der gesetzlichen Möglichkeiten erfolgen:
· Solare Energieträger
· andere technische Systeme zur Nutzung umweltschonender Energieträger mit gleicher Leistung 
· Ersatzfläche
Die errechnete erforderliche Leistung ist auf Deckung der gesetzlichen Verpflichtung bezogen auf 
zwei Nachkommastellen auszulegen.
[bookmark: _Toc155694795][bookmark: _Toc161376548]Solarer Energieträger
1.1.1.7 [bookmark: _Toc155272550][bookmark: _Toc155694796][bookmark: _Toc161376549]Nichtwohn-Nutzung
	
	PPV, ohne WG…
	Spitzen-Nennleistung bezogen auf die Nutzung ohne Wohn-Nutzung, in kWp

	
	BGF………...
	konditionierte Brutto-Grundfläche 
gemäß ÖNORM B 8110-6-1, in m²


Unter dem Begriff Nicht-Wohnnutzung sind auch Sonstige konditionierte Gebäude(teile) sowie frostfrei gehaltene Gebäude(teile) zusammengefasst, da in der Bauordnung die Definition mit Ausnahme von Wohngebäuden verwendet wird und die Ausnahme der OIB-Richtlinie 6 für frostfreie Gebäude nicht formuliert wurde.
1.1.1.8 [bookmark: _Toc155272551][bookmark: _Toc155694797][bookmark: _Toc161376550]Wohn-Nutzung
	
	PPV, WG……..
	Spitzen-Nennleistung bezogen auf die 
Wohn-Nutzung, in kWp

	
	BGF………...
	konditionierte Brutto-Grundfläche 
gemäß ÖNORM B 8110-6-1, in m²

	
	ℓC…………...
	charakteristische Länge, in m
(Verhältnis des konditionierten Volumens V zur umschließenden Oberfläche A dieses Volumens)


1.1.1.9 [bookmark: _Toc155272552][bookmark: _Toc155694798][bookmark: _Toc161376551]Beispiele
[bookmark: _Toc155272553][bookmark: _Toc155694799][bookmark: _Toc161376552][image: ]einzelnes Gebäude/einzelner Zubau auf Liegenschaft, mind. 1 kWp
Gebäude/Zubau 1
Nutzung: Wohn-Nutzung
BGF: 466,10 m²
ℓC: 2,15 m
PPV = BGF/(150 x ℓc)
        = 466,10/(150 x 2,15) 
        = 1,445…
Die errechnete erforderliche Leistung zur Deckung der gesetzlichen Verpflichtung auf der Liegenschaft ist 1,45 kWp.



[bookmark: _Toc155694800][bookmark: _Toc161376553]einzelnes Gebäude/einzelner Zubau auf Liegenschaft, höchstens 1 kWP
[image: ]Gebäude/Zubau 1
Nutzung: Wohn-Nutzung
BGF: 155,06 m²
ℓC: 1,33 m
PPV = BGF/(150 x ℓc)
        = 155,06/(150 x 1,33) 
        = 0,777…
Die errechnete erforderliche Leistung zur Deckung der gesetzlichen Verpflichtung auf der Liegenschaft ist 0,78 kWp.
Ist am in Aussicht genommenen Standort Bauvorschriften bzw. sonstige Vorschriften des Bundes- oder Landesrechtes entgegenstehen oder der Einsatz aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen nicht möglich oder nicht zumutbar, ist der Entfall der Ausführung auf einer Ersatzfläche möglich.
Liegt keiner der o.a. Gründe vor, die gegen eine Ausführung auf der Liegenschaft sprechen, ist die gesetzliche Verpflichtung zu erfüllen.
1.1.1.9.1 ZWEI GEBÄUDE/ZWEI ZUBAUTEN AUF LIEGENSCHAFT
[image: ]Gebäude/Zubau 1
Nutzung: Wohn-Nutzung
BGF: 332,48 m²
ℓC: 2,33 m
Gebäude/Zubau 2
Nutzung: Nichtwohn-Nutzung
BGF: 100,10 m²
Nutzung: Wohn-Nutzung
BGF: 332,48 m²
ℓC: 2,33 m
PPV,1 = BGF/(150 x ℓc)
          = 332,48/(150 x 2,33) 
          = 0,951…
PPV,2-ohneWG = BGF/100 = 100,01/100
                       = 1,001

PPV,2-WG   = BGF/(150 x ℓc) = 332,48/(150 x 2,33) = 0,951…
PPV = PPV,1 + PPV,2-ohneWG + PPV,2-WG = 0,951…+1,001 + 0,951… = 2,903…
Die errechnete erforderliche Leistung zur Deckung der gesetzlichen Verpflichtung auf der Liegenschaft ist 2,91 kWp.
1.1.1.9.2 [bookmark: _Toc155694801][bookmark: _Toc161376554]MEHRERE GEBÄUDE/MEHRERE ZUBAUTEN AUF LIEGENSCHAFT
[bookmark: _GoBack][image: ]Gebäude/Zubau 1
Nutzung: Wohn-Nutzung
BGF: 3315,00 m²
ℓC: 3,62 m
Gebäude/Zubau 2
Nutzung: Nichtwohn-Nutzung
BGF: 2325,00 m²
Gebäude/Zubau 3
Nutzung: Wohn-Nutzung
BGF: 2235,00 m²
ℓC: 2,93 m
Gebäude/Zubau 4
Nutzung: Wohn-Nutzung
BGF: 2618,00 m²
ℓC: 4,06 m
PPV,1 = BGF/(150 x ℓc) 
          = 3315,00/(150 x 3,62) 
          = 6,104…
PPV,2 = BGF/100 = 2325,00/100 = 23,25
PPV,3 = BGF/(150 x ℓc)
                                                                                                                                   = 2235,00/(150 x 2,93)  = 5,085…
PPV,4 = BGF/(150 x ℓc)  = 2618,00/(150 x 4,06) = 4,298…
PPV = PPV,1 + PPV,2 + PPV,3+ PPV,4 = 6,104…+23,25+5,085…+4,298…= 38,739…
Die errechnete erforderliche Leistung zur Deckung der gesetzlichen Verpflichtung auf der Liegenschaft ist 38,74 kWp.
[bookmark: _Toc197239501][bookmark: _Toc155694803][bookmark: _Toc161376555][bookmark: _Toc155694802]

andere technische Systeme zur Nutzung umweltschonender Energieträger 
mit gleicher Leistung
Als andere technische Systeme zur Nutzung umweltschonender Energieträger mit gleicher Leistung gelten thermische Solaranlagen, Wärmerückgewinnungen oder ähnliche stromerzeugende Systeme. Für diese Systeme ist ein schlüssiger und nachvollziehbarer Nachweis der Gleichwertigkeit erforderlich und mit der Erklärung zu § 118 BO der Baubehörde vorzulegen.
Der Nachweis für die Erbringung der verpflichtenden Spitzen-Nennleistung hat projektbezogen zu erfolgen. Durch die Verwendung eines umweltschonenden Energieträgers, der den Leistungsanforderungen entspricht, darf es nachweislich zu keiner Verschlechterung des fiktiven energetischen Zustands des Gebäude(teils) mit der gesetzlich verpflichtenden Spitzen-Nennleistung (Endenergiebedarfs) kommen.
Somit sind als Nachweise im Bauverfahren folgende nachvollziehbaren und schlüssigen Unterlagen erforderlich, die der Erklärung zu § 118 BO anzuschließen sind:
· energetischer Bedarfszustand des Gebäude(teils) mit der gesetzlich verpflichtenden Spitzen-Nennleistung
· energetischer Bedarfszustand des Gebäude(teils) mit den Systemen zur Nutzung umweltschonender Energieträger
[bookmark: _Toc161376556]Ersatzfläche
Sofern die Erfüllung auf Ersatzflächen erfolgen soll, ist dies durch eine im Grundbuch ersichtlich gemachte öffentlich-rechtliche Verpflichtung sicherzustellen.
Im Zuge des Genehmigungsverfahrens sind folgende Unterlagen vorzulegen: 
· Einreichung: (vertragliche) Sicherstellung 
(https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/pdf/solare-energietraeger-sicherstellung.pdf)
· Fertigstellungsanzeige: Nachweis über die Errichtung und den Einsatz der Fotovoltaikanlage bzw. des anderen technischen Systems
Die Veranlassung der Eintragung ins Grundbuch erfolgt amtswegig durch die Magistratsabteilung 64 auf Grundlage des rechtskräftigen Bescheides der Magistratsabteilung 37. Bei einem Verfahren gemäß § 70a BO hat die Vorschreibung für die Eintragung ins Grundbuch nach Rechtskraft mittels eines gesonderten Bescheides zu erfolgen.
Die Inbetriebnahme der Anlage auf der Ersatzfläche darf zum Zeitpunkt der Baueinreichung nicht länger als zwei Jahre zurückliegen.
Hinweis: Da die Ersatzfläche durch eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung ins Grundbuch einzutragen ist, muss die Ersatzanlage im Bescheid als solche festgelegt sein. Somit kann eine Änderung der Ersatzanlage oder Erfüllung der Verpflichtung auf einer anderen Liegenschaft als der ursprünglich vorgesehenen nur über die Änderung der Baubewilligung erfolgen.


[bookmark: _Toc161376557]Ausnahmen
Folgende Gebäude und Zubauten sind von der Verpflichtung gemäß § 118 Abs. 3b BO ausgenommen:
· nicht-konditionierte Gebäude oder Zubauten
· konditionierten Gebäude oder Zubauten mit Nicht-Wohnnutzung unter 100 m² BGF auf der Liegenschaft
· konditionierten Gebäude oder Zubauten mit Wohnnutzung unter 150 m² BGF auf der Liegenschaft
· Entfall der Ausführung auf einer Ersatzfläche möglich, wenn 
· unter 1,00 kWp für die Liegenschaft erforderlich ist
und 
· der Ausführung am in Aussicht genommenen Standort Bauvorschriften bzw. sonstige Vorschriften des Bundes- oder Landesrechtes entgegenstehen oder der Einsatz aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen nicht möglich oder zumutbar ist
Hinweis: Der Entfall bezieht sich nur auf die Verpflichtung zum Einsatz auf der Ersatzfläche und nicht auf die grundsätzliche Verpflichtung (siehe hierzu 2.2.1.3.2)!


[bookmark: _Toc161376558]Energieausweis
[bookmark: _Toc161376559]Erfordernis
[bookmark: _Toc155694807][bookmark: _Toc161376560]Grundlagen
Entsprechend der OIB-Richtlinie 6 wird bei den Anforderungen an die Energiekennzahlen unterschieden zwischen
· Anforderungen an einen Neubau und
· Anforderungen an eine Größere Renovierung.
In Verbindung mit den Bestimmungen der Wiener Bauordnung ergeben sich für die energieausweispflichtigen Bauvorhaben:
· Anforderungen an einen Neubau
· konditionierte Gebäude von mehr als 50 m²
· konditionierte Zubauten, Aufstockungen sowie DG-Zu- und Ausbauten von mehr als 50 m²
· Umbauten
· Anforderungen an eine Größere Renovierung
· Thermische Maßnahmen oder Änderung von Bauteilen bei mehr als 25 % der Oberfläche der Gebäudehülle
[bookmark: _Toc155694808][bookmark: _Toc161376561]Ausnahmen
Bei folgenden Gebäuden genügt entsprechend der OIB-Richtlinie 6 hinsichtlich des Wärmeschutzes die Einhaltung der Wärmedurchgangskoeffizienten (U-Werte):
· Gebäude, die unter Denkmalschutz stehen; dies gilt nicht für Zubauten mit einer Gesamtnutzfläche von mehr als 50 m²;
· Gebäude, die für religiöse Zwecke genutzt werden
· Gebäude, die gemäß § 71 BO auf längstens 2 Jahre bewilligt werden
· Gebäude in landwirtschaftlich genutzten Gebieten, mit Ausnahme von Wohngebäuden
· Gebäude, die Wohnungen enthalten, die nicht allen Erfordernissen des § 119 BO entsprechen oder nicht den vollen Schallschutz oder Wärmeschutz für Aufenthaltsräume aufweisen müssen
· Kleingartenhäuser
· Gebäude und Zubauten mit einer Gesamtnutzfläche von jeweils weniger als 50 m²
Da Gebäude mit gegliederten Fassaden und in der Schutzzone aus dem § 118 Abs. 4 BO entfernt wurden, sind für diese Bauprojekte bei einem Umbau oder einer Größeren Renovierung die Anforderungen der OIB-Richtlinie 6 unter Berücksichtigung der baurechtlichen Einschränkungen zu erfüllen und es besteht die Energieausweispflicht.
rechtliche Grundlage:	§ 118 Abs. 4 BO


[bookmark: _Toc161376562]Energieausweisdatenbank
Alle Energieausweise sind seit dem 22. Juni 2015 in elektronischer Form in das Wiener unabhängige Kontrollsystem für Energieausweise (WUKSEA) – Energieausweisdatenbank der Stadt Wien einzuspielen 
(Energieausweisdatenbank-Verordnung – EADBV).
Weitere Informationen und Details zur Energieausweisdatenbank sind auf der Homepage dokumentiert (https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/wuksea.html).
rechtliche Grundlage:	§ 118a BO
[bookmark: _Toc155694810][bookmark: _Toc161376563]Registrierungsbestätigung im Bauverfahren
Die Registrierungsbestätigung für einen im Rahmen eines Bauverfahrens in WUKSEA eingebrachten Energieausweis ist als Beleg dem Bauakt anzuschließen. 
Eine Registrierungsbestätigung unter der Vorhabenskennung Verkauf, Vermietung, Verpachtung oder Sanierung, Größere Renovierung – Detail: Förderung (bewilligungsfrei) hat keine Gültigkeit in einem Bauverfahren.
Aufgrund der Struktur bei der Einspielung in die Datenbank sind die Energieausweise für ein Bauverfahren wie folgt einzubringen:
· Vorhaben-Kennung: Bauvorhaben
Bauvorhaben, für welche die Anforderungen an einen Neubau gelten
· Vorhaben-Kennung: Sanierung, größere Renovierung, Detail: Bauverfahren
Bauvorhaben, für welche die Anforderungen an eine Größere Renovierung gelten
[bookmark: _Toc155694811][bookmark: _Toc161376564]GWR-Grundlage
Der in der Energieausweisdatenbank der Statistik Austria (EADB) angewendete Gebäudebegriff entspricht dem des Gebäude- und Wohnungsregistergesetzes (GWR-Gesetz). Aufgrund der Überleitung von der Landesdatenbank in die Bundesdatenbank gilt der angewendete Gebäudebegriff der EADB auch in der Wiener Energieausweisdatenbank (WUKSEA).
1.1.1.10 [bookmark: _Toc155694812][bookmark: _Toc161376565]Umbauten, Ausbauten/Zubauten und Größeren Renovierungen
Bei Umbauten, Ausbauten/Zubauten und Größeren Renovierungen ist der Energieausweis in WUKSEA auf die Gebäudepunkte (Gebäude-ID) mit dem Status „definitiv“ einzubringen, sofern sich nicht durch den Umbau oder den Zubau die Zugangssituation maßgeblich ändert.
[bookmark: _Toc155694813]

1.1.1.11 [bookmark: _Toc161376566]Neubauten
Bei Neubauten ist der Energieausweis in WUKSEA auf die Gebäudepunkte (Gebäude-ID) mit dem Status „vorgesehen“ einzubringen. Im Rahmen des Bauverfahrens wird durch die Behörde die 
GWR-Stellungnahme eingeholt, wodurch der notwendige Adresspunkt erstellt wird. Der Energieausweis kann erst nach dem Wochenende (und dem erforderlichen Update der Planinformationen) der erfolgten GWR-Stellungnahme in WUKSEA eingebracht werden.
Da es sich bei WUKSEA um eine Adressbasierte Datenbank handelt, sind Energieausweise, die auf entfernten Adress-IDs oder Adress-IDs anderer Bauverfahren eingebracht werden, nicht zuordenbar und damit auch nicht an die Bundesdatenbank überleitbar.
[bookmark: _Toc161376567]Kontrolle der Energieausweise
Entsprechend der Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (EPBD) besteht die Verpflichtung zur Qualitätsprüfung in der Energieausweisdatenbank.
Weitere Informationen und Details zur Energieausweisdatenbank sind auf der Homepage dokumentiert (https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/wuksea.html).
rechtliche Grundlage:	§ 118b BO 












Weitere Informationen sowie Kontaktdaten
https://www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei/planen/richtlinien/rl-bauphysik.html

Referat Bauphysik der Kompetenzstelle Brandschutz
E-Mail: wss@ma37.wien.gv.at 
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